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Der Senat verordnet gemald § 61 Abs. 3 des Polizeigesetzes vom 5. Juli 1960 (SaBremR
205-a-1), zuletzt geandert durch das Gesetz zur Anpassung des Landesrechts an das
Einflhrungsgesetz zum Strafgesetzbuch und andere bundesrechtliche Vorschriften vom
18. Dezember 1974 (Brem.GBI. S. 351), und bestimmt:

§1

(1) Zustandige Behdrde im Sinne von 8 27Abs. 2 des Gesetzes zum Schutze der
arbeitenden Jugend (Jugendarbeitsschutzgesetz JArbSchG) vom 12. April 1976 (BGBI. |
S. 965) (Verbot der Beschéftigung von'Kindern und Jugendlichen durch bestimmte
Personen) ist der Senator fiur Arbeit. Er trifft seine Entscheidungen im Benehmen mit dem
Senator fur Jugend und Soziales'und dem Senator fur Wirtschaft, Technologie und
AulRenhandel. Soweit seine Entscheidungen Angehdérige des offentlichen Dienstes
betreffen, ist das Einvernehmen mit der Senatskommission fur das Personalwesen
erforderlich.

(2) Oberste Landesbehdrde im Sinne des § 55 JArbSchG (Landesausschul3 fur
Jugendarbeitsschutz) ist der Senator fiir Arbeit, der gleichzeitig die Fachaufsicht im
Rahmen des Jugendarbeitsschutzgesetzes ausibt.

§2

Aufsichtsbehorden im Sinne des Jugendarbeitsschutzgesetzes sind die
Gewerbeaufsichtsamter.
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§3

(1) Aufsichtsbehorden im Sinne der Verordnung tber das Verbot der Beschaftigung von
Personen unter 18 Jahren mit sittlich gefahrdenden Téatigkeiten vom 3. April 1964 (BGBI. |
S. 262), geandert durch das Jugendarbeitsschutzgesetz, sind die Gewerbeaufsichtsamter.

(2) Zustandig fur die Bewilligung von Ausnahmen nach 8§ 2 der Verordnung Uber das
Verbot der Beschaftigung von Personen unter 18 Jahren mit sittlich gefahrdenden
Tatigkeiten sind die Gewerbeaufsichtsamter nach Anhdrung der Ortspolizeibehérden und
der Jugendamter.

§4

(1) Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkindung in Kratft.
(2) Gleichzeitig treten aul3er Kraft

1. die Verordnung Uber die Zustandigkeit der Verwaltungsbehorden nach dem
Jugendarbeitsschutzgesetz vom 8. November 1960 (SaBremR 8051-b-1), gedndert
durch Verordnung vom 22. Dezember 1964 (Brem.GBI. 1965 S. 1),

2. die Bekanntmachung uber die nach dem Gesetz.zum Schutz gegen Baularm
zustandigen Behdrden vom 2. August1966 (Brem.ABI. S. 263 2127-f-1).

Beschlossen, Bremen, den 27. September 1976

Der Senat
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